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Mit Bezug auf die Anfrage der Abg. Fe:cdinanda F los s m a. n n 

und Genossen, betreffend die angebliche Auflösung der zentralen Betriebs­

prüfungsstellen bei den Finanzlandesdirektionen vom 18. Juli 1956, teilt 

Bundesminister für Finanzen Dr. Kam i t z folgendes m1t: 

"Das Bundesministerium für Finanzen hat keineswegs die Absicht, die 

Betriebsprüfungsstellen aufzulösen. Es sieht sich jedoch vor die Notwendigkeit 

gesteilt, gewisse Organisationsmassnahmen auf dem Gebiete der Betriebsprüfung 

durchzufüh~en, um die in den l etzten Tätigkeitsberichten des Rechnungshofes 

aufgeworfenen Probleme grundsätzlicher Bedeutung im Sinne der bestehenden 

Gesetze zu klären und zu lösen. Der Rechnungshof hat im Zuge seiner Einschau­

tätigkeit bei den Finanzbehörden an der steuerlichen Betriebsprüfung in organi­

satorisoher Hinsicht folgendes bemängelt8 

1.) Die Verwendung der Betri ebsprüfung zu anderen als den eigentlichen Prüfungs­

aufgaben (Erstattung von fa~hlichen Gutachten) ist zu vermeiden. 

2.) Die Botriebsprüfungen sollen na ch einem Prüfunesplan erfolgen, der einen 

regelmässigen Prüfungs"l;urnus innerhalb des VerjähJ:"..lngszei traumes gewähr.& 

leistet. 

3.) Die Prüfungs auf träge dürfen nicht von der Finanzlandesdirektion, sondern in 

der Re6el nur vom zuständigen Finanzamt ausgoste11t werden, da der Steuer­

pflichtige in der Vornahme einer Betriobsprüfung durch die Finanzlandes­

direktion einen Verstoss gegen die Bestimmungen der §§ 2 und 3 des Bundes­

gesetzes vom 6.Ju1i 1954, EGB1~ Nr.149/54, über don Aufbau der Abgabenver­

waltung des Bundes, in der Fassung der Novelle vom l5&'Februar 1954, 

BGBl.Nr.1 2/55, erblickon könnte. 

Die im Jahre 1946 erfolgte Zentralisiel~ng der Betriebsprüfer bei 

den Finanzlandesdirektio!lon war eine Notlösung und hatte von Anbeginn den Charak­

ter einer Übergangsmassnahme . Es blieb im Zuge des }Teuaufba1.l.es der österreichi­

schen Finanzverwaltung im J~hre 1946 gar nich~ s anderes übrig~ als die vorhande­

nen Prüfer zunächst zusammenzuf~ss on und den Finanzlandesdirektionen zuzuteilone 

Vor allem galt es, durch Nachschulung der vo. handonon Prüfer, di e zum grössten 

Teil jahrel angen Militärdienst hint er sich hatten, sO'iliie durch intens i".re und 

einheitliche Schulung der neu auf ~n9mmer.en P~fe:t' und einheitliche Aus d chtung 

derselben auf das ös terr~ichischa Rechtsd~ " k.t1n di.e Betriebs prüf 'm g im Inter es fw 
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der steuerliohen Veranl&ßUng nahezu aue dem Niohts rasoh eineatzfäbig zu machon. 

In dem Kase, als der Wiederaufbau fortschritt, ve~lor auoh die · Zentralisierung 

der Betriebsprüfung bei dar Finanzbehörde 2. Insta~ ihre Berechtigung. Von der 

Zentralisierung iet daher sohon im Jahre 1947 duroh Erriohtung der Amtsbetriebs­

prüfungsetellen bei den Finanz-&at.~ · teilweise abgegangen worden. Der Amts~ 

betriebsprüfung oblag die Prüfung der Kleinbetriebe, während die der F1nanz-

landesq.irektiol') .'. zugetail te Prüfergruppe die Gross- und Mi t'telbatriebe zu I- -

prüfen hatte. Die Auswahl der zu prüfenden Betriebe .rf~lgte allgemein bei 

allen Betrieben unter dem Gesiohtspunkt des gr8s~ag11eb.c Erfoiges und war 

dem Gutdünken des Prüfers oder Veranlagungereferenten überlassen. Diese Prüfungs­

auswahl verursachte Unzufriedenheit unter den Steuerpflichtigen, da eine Reihe 

von Steuerpflichtigen mehrmals naoheinander geprüft wurde, wäbrend der grössere 

Teil der Steuerpflichtigen ungeprüft blieb. Die Versuohe des Bundesministeriums 

für Finanzen, eine regelmässige TuriJDp.l·sprüfung naoh einem Prüfungsplan einzu­

f'ijhren, scheiterten an dem Ma.ngel des hiefür erforderlichen Personales an 

Prüfern. Durch die Pauschalierung des Kleingewerbes sind die Prüfer der Amts­

betriebsprüfungsstellen bei den Finanzämtern für andere Aufgaben freigeworden. 

Sohon diese Tatsache macht eine gewisse Reorganisation der Betriebsprüfung 

erforderlioh. Wie sub Ziffer lbemerkt, hat der Reohnungshof bemängelt, dass 

die Prüfer auoh zu anderen als den eiger~lichen Prüfungsaufgaben heran~ezogen 

werden, nach der herkömmlichen Praxis sind die Prüfungs organe auoh in das steu­

erliche Ermittlungs- und Festsetzungsverfahr&n eingeschaltet worden, entlasten 

zu Unreoht die Veranlagungsorgane und werden daher auoh - zu Unreoht - mit der 

Ausarbeitung von Rechtsmitteln überhäuft. Im Sinne der vom Rechnungshof ange­

regten Massnahmen müssen die Betriebsprüfer von den ihnen nicht zukommenden Auf­

gaben befreit werden, um hiedurch eine rationellere Prüfungsweise zu erreichen. 

Durch die Pauschalierung we~de.D die personellen Voraussetzungen für einen r egel­

mässigen Prüfungsturnus der Gross- uud Mittelbetriebe gesohaffen. Damit wird 

die bisherige unsystematische Plüfung, die zu einor gewissen steuerlichen Un­

gleichmässigke1t geführt hat, beseitigt. Im Zuge der geplanten Reorganisation 

da» Betriebsprüfung werden auch alle sonstigen, vom Rechnungshof aufgeteigten 

Unstimmigkeiten behoben werden, insbesondere wird die sub Ziffer 3 angesohnitt eno 

Frage, die verfahrensrechtlioh von Bodeutung ist, eine nach allen Seiten hin 

unanfeohtbare Lösung fipden müssen. Es erscheint z,~ Wahrung des ~echtsstaat­

lichen Prinzips unerliss11«1. die Aufgabenbereiohe d~ 1. und 2.Instanz klar 

abzugrenzen. Unter Bed.aottnah)l1o 4uf die absabenreoh"11chen Bestimmungen musste 
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sioh das Bundesministerium für Finanzen daher entsobl1eseen, die Betriebs­

prüfung als Hiltsorgan dG~ Veranlagung organisatorisoh der 1. Instanz anzu­

gliedern. Es ist jedooh nioht geplant, die Beir1ebsprütungsstellen bei den 

F1nanzlandesdirektionen autzultieen und die Prüfer auf die einzelnen Ämter 

aufzuteilen. Es sollen vielmehr alle Vorteile des zefttra1istt •• ben Systems, so 

vor allem die branehenmäss1ge Gruppierung, der intensive Erfahrungsaustausoh, 

die Schulung der jungen Prüfe':. ete. erhalten werden. Der Betriebsprtifungs­

kader wird unverändert dem Finanzamt am Sitze der Finanzlandesdirektion zugo­

t eilt werden. Lediglioh in Wien 1st an zwei Prüf~rgruppen gedaoht. eine Gruppe, 

die n"r Körperschaften zu prüfen hat und schon immer eine in sich ge schlossene 

Gruppe war, während eine andere Gruppe alle übrigen Grossbetriebe zu prüfen hat. 

Der Finanzlandesdirektion wird, ihrem abgabenrechtlieb best immteB Auf­

gabenkreis entspreohend, in Hinkunft die DienstautsiGht über die Betriebsprüf~ng 

bei den Finanzämtern, also die Uberwaohung der Prü1üngstätigkeit und Prüfungs­

pläne, die Uberwaohung und Einhaltung des Prüfungsprogramms, die Schulung der 

Prüfer, allgemeine Fragen dea P~ungsverfahren8~ etc~ obl~en •. über strittige 

Fragen im einzelnen Prtifungstall bat naoh den abgabenrecbtliohen Bestimmungen 

allerdings nur das Finanzamt zu entsoheiden. Die Finanzlandeadirektion kann 

aur Bereinigung strittiger Fragen nur im ordentlichen Instanzenzuge angerufen 

werden. Ee mus~n!fren Umständen jeder Anschein einer unmittelbaren Mitwirkung 

der 2.Instanz im ersti~11chen Ermittlungsverfahren vermieden werden, wenn 

sioh die F1naazverwaltung nioh1 dem Vorwurf aussetzen soll, dass aie den in der 

Bundelverfas.ung . veranko~ten Orun4sai.: Niemand darf .einem gesetzlichen Richter 

entzogen werden, nioht beaohtet. tt 

-.-.-.-
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